
Die VO Nr. 165 verwirklicht das sogenannte Prinzip 
der „Generalklausel“, d. h. der allgemeinen Zuständig­
keit der Verwaltungsgerichte für die Nachprüfung 
grundsätzlich aller Verwaltungsakte auf ihre Recht­
mäßigkeit, in einem bisher in Deutschland unbekannt 
gewesenen Umfang. Nach ihrem § 22 Abs. 1 sind grund­
sätzlich alle Verwaltungsakte vor den Verwaltungs­
gerichten anfechtbar. Ausnahmen gelten im wesent­
lichen nur, wenn die Zuständigkeit ordentlicher oder 
anderer Gerichte7), insbesondere von Verwaltungs­
sondergerichten (z. B. der Finanzgerichte in der brit. 
Zone) gegeben ist. Das Anwendungsgebiet des § 22 
Abs. 1 der VO Nr. 165 ist vor allem deshalb so weit, 
weil die VO Nr. 165 die Begriffe „Verwaltungsakt“ und 
„Verwaltungsbehörde“ in ihrem § 25 selbst definiert 
und dabei in erheblich erweiterndem Sinne von den 
bisher von der Verwaltungswissenschaft entwickelten 
Begriffsbestimmungen abweicht.. Nach § 25 der VO 
Nr. 165 ist als Verwaltungsakt im Sinne ihres § 22 
„jede Verfügung, Anordnung, Entscheidung oder son­
stige Maßnahme, die von einer Verwaltungsbehörde zur 
Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiete des öffent­
lichen Rechts getroffen wird“, anzusehen. Als „Ver­
waltungsbehörde“ aber wird „jede mit Aufgaben der 
Verordnung betraute deutsche S t e l l e  (vom Verfasser 
gesperrt), ohne Rücksicht auf ihre Rangstufe oder Be­
setzung, jedoch mit Ausnahme der 'Gerichte und Amts­
stellen der Religionsgesellschaften“ bezeichnet. Gerade 
die Verwendung des völlig unbestimmten und sowohl 
in der wissenschaftlichen wie in der gesetzlichen Ter­
minologie gänzlich ungebräuchlichen Begriffs „Stelle“ 
beweist die Absicht, eine möglichst schrankenlose Zu­
ständigkeit der Verwaltungsgerichte zu schaffen. Be­
zeichnenderweise ist auch in der westdeutschen Litera­
tur über die VO Nr. 165 darauf hingewtiesen worden, 
daß durch diese Formulierung z. B., sowohl Maßnahmen 
von Landesregierungen wie auch Handlungen privat­
rechtlicher Vereine, die mit der Erledigung öffentlicher 
Aufgaben betraut sind, der Nachprüfung durch Ver­
waltungsgerichte unterstellt werden8).

Wenn man weiter berücksichtigt, daß § 115 der VO 
Nr. 165 noch ausdrücklich die Zuständigkeit der Ver­
waltungsgerichte für Klagen gegen Anordnungen der 
Kommunalaufsichtsbehörden bei staatlichen Eingriffen 
in Selbstverwaltungsangelegenheiten begründet, also 
auch die Beziehungen zwischen Staat und Selbstver­
waltungskörperschaften einer Justizkontrolle unter­
stellt, so gewinnt man einen Eindruck von der politi­
schen Funktion und Macht der Verwaltungsgerichte. 
So wie Art. 93 des Bonner Grundgesetzes das Bundes­
verfassungsgericht zum letztlich entscheidenden Organ 
in staatsrechtlichen Fragen macht, so macht die 
Generalklausel, wie sie jetzt die VO Nr. 165 formuliert, 
die Verwaltungsgerichte zur letzten Instanz in allen 
Verwaltungsfragen.

Nun könnte dieser Feststellung entgegengehalten 
werden, daß es sich ja bei der Nachprüfbarkeit von 
Verwaltungsakten durch die Verwaltungsgerichte stets 
nur um die Rechtmäßigkeitskontrolle handele, daß je­
doch die Verwaltungsgerichte keinerlei Eingriffsmög­
lichkeit in das weite, gerade der Verwaltung eigentüm­
liche Gebiet der Zweckmäßigkeitsentscheidungen hätten. 
Dieser Einwand ist zwar prinzipiell richtig, verliert 
aber praktisch weitgehend seine Bedeutung durch die 
nähere Umschreibung des Nachprüfbarkeitsbereichs der 
Verwaltungsgerichte gegenüber Verwaltungsakten in 
der VO Nr. 165. Die Verordnung gestattet nähmlich den 
Verwaltungsgerichten nicht nur die Nachprüfung von 
Rechtsfragen im eigentlichen Sinne, sondern faßt dar­
unter auch die sogenannte Ermessensüberschreitung 
und den Ermessensmißbrauch, also die Fälle, in denen 
Verwaltungsbehörden bei der ihnen im Bereich der 
Zweckmäßigkeitsentscheidungen zustehenden Er­
messensfreiheit einen die gesetzlichen Schranken über­
schreitenden oder unsachlichen Gebrauch gemacht 
haben. Es wird abzuwarten sein, wie weit die Ver­
waltungsgerichte in ihrer Praxis jetzt bed der Annahme 
von Ermessensüberschreitungen oder Ermessensmiß­
brauch gehen. Jedenfalls bieten diese Begriffe die Mög­
lichkeit zu sehr weitgehenden Eingriffen der Ver­
waltungsgerichte in die Tätigkeit der Verwaltungs­
behörden. Noch weiter geht die Zulassung der unbe­
grenzten Nachprüfung der Ermessensfrage durch die

1) § 22 Abs. 3, § 25 Abs. 1 der VO Nr. 165 der Brit. Mil.-Reg.
8) Vgl. z. B. Lehmann in „Deutsche Verwaltung“ 1948, S. 134.

Verwaltungsgerichte nach der VO Nr. 165 gegenüber 
Festsetzungen des Strafmaßes bei Verwaltungsstrafen. 
Und schließlich darf nicht übersehen werden, daß die 
VO Nr. 165 neben der Feststellungsklage9) im § 24 noch 
eine generelle Klage auf V o r n a h m e  von Ver­
waltungsakten zuläßt, wenn ein Antrag an eine Ver­
waltungsbehörde abgelehnt oder über ihn innerhalb 
von zwei Monaten ohne ausreichenden Grund nicht 
entschieden worden ist.

Es ist daher im Prinzip vollkommen zutreffend, wenn 
festgestellt worden ist, daß diese Regelung der Zu­
ständigkeit der Verwaltungsgerichte der des § 13 GVG 
entspreche und damit für den Bereich des öffentlichen 
Rechts eine ebenso generelle Justizzuständigkeit schaffe, 
wie dies § 13 GVG für den Bereich des Privatrechts tue10 *). 
Wenn Loening hierin allerdings die Krönung des 
„Rechtsstaates“ sieht11), dann bedarf es einer Klar­
stellung dessen, was er unter „Rechtsstaat“ versteht. 
Er verwechselt offenbar die Begriffe „Rechtsstaat“ und 
„Justizstaat“, und nimmt außerdem den Begriff „Rechts­
staat“ rein formal, ohne jede Beziehung zum gesell­
schaftlichen und politischen Inhalt des jeweiligen 
Rechts. Dazu wird bei der Betrachtung der Zusammen­
setzung der westdeutschen Verwaltungsgerichte und 
ihrer bisherigen Tätigkeit noch einiges zu sagen sein12).

Hier sei zur Kennzeichnung der grundsätzlichen 
Tendenz der westlichen Besatzungsbehörden und ihrer 
deutschen „Gehilfen“ die politische Entscheidungs­
gewalt ihrer mit gutem Grund ihr volles Vertrauen 
genießenden Justizbürokratie zu sichern, noch auf das 
Kuriosum hingewiesen, daß die VO Nr. 165 selbst künf­
tige Einschränkungen der verwaltungsgerichtlichen Zu­
ständigkeit ausschließen will. Sie erklärt in ihrem § 22 
Abs. 2 alle (d. h. also auch künftige) d e u t s c h e n  (vom 
Verfasser gesperrt) Vorschriften, die die Eingriffsbefug­
nisse der Justizbürokratie in die Verwaltung — z B. 
also auch gegenüber Maßrlahmen etwa demokratisch 
gewählter Verwaltungsorgane — einschränken könnten, 
für unbeachtlich. Das in einer solchen Bestimmung des 
Besatzungsrechts zum Ausdruck kommende „Ver­
trauen“ zu deutschen Justizorganen dürfte allerdings 
angesichts des Inhalts und Zwecks der derzeitigen 
Politik der westlichen Militärregierungen alles andere 
als ein Beweis für den nationalen demokratischen Cha­
rakter dieser Justiz sein.

Die politische Funktion, welche die die „General­
klausel“ handhabende Verwaltungsjustiz in West­
deutschland haben soll und hat, oder — anders aus­
gedrückt — der gesellschaftliche Inhalt des von 
Loening13) so gefeierten westdeutschen „Rechtsstaates“ 
läßt sich sehr klar aus der personellen Zusammen­
setzung der Verwaltungsjustiz (die der der übrigen 
Justiz einschließlich des Bundesverfassungsgerichts 
durchaus entspricht) und aus dem Charakter ihrer 
Rechtsprechung erkennen.

Nach der VO Nr. 165 stellt die Verwaltungsgerichts­
barkeit einen völlig selbständigen zweistufigen Ge­
richtsapparat dar, dessen Angehörige unmittelbar dem 
Ministerpräsidenten unterstellt sind und auf rein büro­
kratischem Wege ernannt werden. Die Verwaltungs­
richter sind mit allen überkommenen Richterprivilegien 
ausgestattet, d. h. sie sind echte Berufsbeamte mit be­
sonders garantierter Unabsetzbarkeit und Unversetz­
barkeit. Alle hauptamtlichen Richter der ersten und 
zweiten Instanz und auch die nebenamtlichen Richter 
der zweiten Instanz (bei den Oberverwaltungsgerichten) 
müssen Volljuristen sein. Die Verwaltungsrichter un­
terliegen einem grundsätzlichen Verbot politischer 
Tätigkeit. Auch die ehrenamtlichen Beisitzer dürfen, 
wie ausdrücklich bestimmt wird, nicht auf Grund ihrer 
politischen Einstellung gewählt werden. Alle in der 
Verwaltung tätigen Personen, einschließlich Regie­
rungsmitgliedern, Landtagsabgeordneten, Bürgermei­
stern, Kreisrats- oder Gemeinderatsmitgliedem sind 
von jeder — auch ehrenamtlichen — Mitwirkung an 
den Verwaltungsgerichten ausgeschlossen14).

Für die Vertretung von Rechtsuchenden vor den Ver­
waltungsgerichten wird die Einrichtung der „Ver-

°) § 52 der VO Nr. 165 der Brit. Mil.-Reg.
t°) Vgl. Loening in „Deutsche Verwaltung“ 1949, S. 88.
U) a. a. O.
12) Vgl. unter III und V.
13) a. a. O.
14) § 18 der VO Nr. 165 der Brit. Mil.-Reg.
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